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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Finanzielle Aufwendungen des Bundes für Verbraudier- 
aufklärung 

Bezug: Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Schmidt (Wup- 
pertal) und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/ 1403 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


1. Welche Institutionen, Organisationen und Verbände werden aus 
öffentlichen Mitteln welcher Ressorts und in welcher Höhe zum 
Zwecke der Verbraudieraufklärung bezuschußt? 

Die Bundesregierung hat im Haushaltsjahr 1970 zum Zwecke 
der Verbraucheraufklärung folgende Beträge eingesetzt: 


Ressort: DM 

Bundesminister für Wirtschaft 6 360 000 

Bundesminister für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten 2 800 000 

Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 
(für gesundheitliche Ernährungsaufklärung sowie 
aktuelle Fragen des Lebensmittel- und 

Veterinär.wesens) 1 208 000 

Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen 74 400 

insgesamt: 10 442 600 
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Im Haushaltsjahr 1970 erhielten folgende Institutionen Zu- 
schüsse: 

DM 


Arbeitsgemeinschaft Hauswirtschaft e. V., 

Bonn 

73 400 

5 Frauenverbände für ihre 22 Hauswirt- 
schaftlichen Beratungsstellen 


299 900 

Deutsche Gesellschaft für Hauswirtschaft, 
Bonn-Bad Godesberg 


27 200 

1 1 Verbraucherzentralen der Länder mit 

50 Beratungsstellen 


1 569 800 

Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher- 
verbände e. V., Bonn-Lengsdorf 


430 400 

Teilnehmer an Schulungen für Beraterinnen 

8 500 

Verbrauchervertreter beim Ausschuß Gebrauchs- 
tauglichkeit im DNA, Berlin, und bei der 

Centralen Marketing Gesellschaft der deutschen 
Agrarwirtschaft mbH (CMA) 

10 000 

Erstellung von Aufklärungsmaterial 


1 790 600 

Kontaktbüro für Verbraucheraufklärung, Bonn 

500 000 

Deutsche Gesellschaft für Ernährung, Frankfurt 
(Institutioneller Zuschuß = 580 000 

Erstellung des Ernährungs- 
* Berichtes = 138 000 

Gesundheitliche Ernährungs- 
beratung = 173 700) 

891 700 

Herstellung von Filmen und anderen 
Aufklärungsmitteln 


73 000 

Einsatz von Wanderschauen des BML 


180 000 

8 Wohnberatungsstellen 


74 400 

Stiftung Warentest, Berlin 


4 500 000 

Verein zum Schutz der Verbraucher gegen 
unlauteren Wettbewerb e. V., Berlin 


5 000 

Verband der weiblichen Angestellten 
(Fortbildungstagung) 


6 200 

Deutsches Grünes Kreuz 


2 500 



10442 600 


2. Welche konkreten Vorstellungen über einen effektiven Einsatz 
der bisher aufgewendeten öffentlichen Mittel zum Zwecke der 
Verbraucheraufklärung hat die Bundesregierung? 

Der Einsatz der für Verbraucheraufklärung vorgesehenen Mit- 
tel wird nicht nur innerhalb der Bundesregierung, sondern auch 
zwischen ihr und den Landesregierungen koordiniert. Diese 
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Koordinierung hat zum Ziele, die Mittel so effizient wie mög- 
lich einzusetzen. 

Untersuchungen haben ergeben, daß die wirksamste Art der 
Verbraucheraufklärung in der Einschaltung der Massenmedien 
liegt. Diese sind jedoch in ihrer Programmgestaltung unabhän- 
gig, so daß die Bundesregierung nur versuchen kann, sie von 
der Notwendigkeit einer stärkeren Berücksichtigung der Ver- 
braucheraufklärung zu überzeugen. Gewisse Fortschritte sind 
hier in letzter Zeit erkennbar. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die Stiftung Waren- 
test im Rahmen der Verbraucher auf klärung besonders wichtige 
Funktionen hat. Die Abonnements der Zeitschrift „test" steigen 
ständig und lassen erkennen, daß der vergleichende Warentest 
in der breiten Öffentlichkeit immer mehr als wichtige Hilfe bei 
Kaufentscheidungen angesehen wird. Weitere Initiativen der 
Stiftung, ihre Aufklärungsarbeit für die Verbraucher auf eine 
breitere Grundlage zu stellen, entsprechen den Vorstellungen 
der Bundesregierung über eine wirksame Verbrau eher auf- 
klärung. 

Daneben hält die Bundesregierung die Arbeit der Arbeits- 
gemeinschaft der Verbraucherverbände für besonders wir- 
kungsvoll. Sie ist dazu übergegangen, diese Institutionen stär- 
ker zu fördern, damit sie ihre Aktionen erweitern kann. 

Eine notwendige Ergänzung der Tätigkeit der vorgenannten 
Institutionen sieht die Bundesregierung in der Arbeit der Bera- 
tungsstellen, weil Verbraucheraufklärung und -beratung wegen 
der unterschiedlichen lokalen Gegebenheiten nicht allein zen- 
tral betrieben werden kann. Eine stärkere Konzentration der 
Mittel auf eine geringere Anzahl von Beratungsstellen würde 
zwar gewisse lokale Verbesserungen bringen, insgesamt ge- 
sehen aber den Wirkungsgrad der Verbraucheraufklärung 
mindern. 


Philip Rosenthal 
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